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von christoph dorner

N ach der diesjährigen Münchner Si-
cherheitskonferenz gab sich deren
Leiter, Wolfgang Ischinger, in Inter-

views besorgt. Von der wichtigsten sicher-
heitspolitischen Tagung der Welt war
kaum ein Signal der Entspannung ausge-
gangen. Ministerpräsidenten von EU-Mit-
gliedstaaten weigerten sich, gemeinsam
auf einem Podium zu diskutieren. Israels
Regierungschef Benjamin Netanjahu prä-
sentierte ein Trümmerteil einer angeblich
iranischen Drohne, die Israel über seinem
Territorium abgeschossen hatte.

Die Verwerfungen auf dem Münchner
Parkett fügen sich in Ischingers Diagnose
eines Epochenbruchs: In seinem Buch
„Welt in Gefahr: Deutschland und Europa
in unsicheren Zeiten“ skizziert er anhand
seiner diplomatischen Karriere die alte,
auf gemeinsamen Regeln gegründete inter-
nationale Ordnung, die seit dem Ende des
Warschauer Pakts am Erodieren ist. Und er
wirft einen Blick auf das angebrochene

weltpolitische Zeitalter, in dem sich die
USA von ihrer Rolle als globale Führungs-
macht zurückziehen und Russland mit ei-
ner aggressiven Außenpolitik und Metho-
den hybrider Kriegsführung einen Westen
zu schwächen versucht, der kaum zu ge-
meinsamen außen- und sicherheitspoliti-
schen Positionen findet. Die Nato droht im
Streit um Verteidigungsausgaben zu zer-
brechen. Und das Völkerrecht stößt in
einem Stellvertreterkrieg wie in Syrien ge-
nauso an seine Grenzen wie der UN-Sicher-
heitsrat, der durch seine institutionelle
Struktur gelähmt ist. Am schlimmsten ist
für den ehemaligen Spitzendiplomaten
aber, dass das Vertrauen zwischen den
Mächtigen beschädigt ist.

Ischinger, der ein überzeugter Transat-
lantiker und Verfechter Genscher’scher Ge-
sprächsdiplomatie ist, plädiert vor dieser
Kulisse dafür, dass Deutschland sich wei-
ter um den Austausch mit der Trump-Re-
gierung und auch mit Putin bemühen,
aber gleichzeitig seine Kultur außenpoliti-
scher Zurückhaltung aufgeben müsse. Wie
heikel es ist, über eine deutsche Beteili-
gung an Militäreinsätzen zu sprechen, hat
der ehemalige Bundespräsident Joachim
Gauck 2014 erfahren, als er kritisierte,
dass aus der historischen deutschen
Kriegsschuld kein Recht auf Wegsehen ab-
geleitet werden dürfe. Weil Gauck Waffen-
gewalt als letztes Mittel nicht ausschließen
wollte, um damit Frieden und Menschen-
rechte zu verteidigen, war er als Kriegstrei-
ber kritisiert worden. Die Frage, ob sich
Deutschland bei einem möglichen Giftgas-
einsatz in Syrien an einer militärischen Ver-
geltung beteiligen soll, hat zuletzt erneut
die Bundesregierung in Aufruhr versetzt.

Während die SPD einen Bundeswehrein-
satz ohne UN-Mandat ablehnt, ist die Uni-
on seit 2015 auf das Narrativ einer Außen-
politik ohne Tabus eingeschwenkt, die
auch Ischinger in seinem Buch vertritt.

Demnach muss Deutschland bereit
sein, sich an einer Koalition der Willigen zu
beteiligen. Ischinger vermag diese Forde-
rung wegen der verfassungs- und völker-
rechtlichen Bedenken hinter seiner diplo-
matischen Rhetorik zu verbergen. „Wie
viel Einmischung sinnvoll und wie viel Her-
aushalten klug ist und wann auch Nicht-
handeln politisch-moralische Konsequen-
zen hat – das sind die schwierigsten Fra-
gen unserer Außenpolitik. Sie lassen sich
nur lösen, wenn man akzeptiert, häufig
zwischen mehreren unbefriedigenden Op-
tionen wählen zu müssen“, schreibt er in
Anlehnung an Gauck.

Ischinger hat die Machtlosigkeit der Eu-
ropäischen Union im Syrienkrieg wieder-
holt kritisiert. Sich eigenständiger in die
Krisenbewältigung einzubringen, sei nicht
nur eine Frage der Moral, sondern auch ei-
ne realpolitische Notwendigkeit, da Euro-
pa kriegsbedingte Flüchtlingsströme zu be-
wältigen und Handelswege zu verteidigen
habe. Um für seine nationalen Interessen
einzustehen, müsse Deutschland auch be-
reit sein, mehr Geld für Sicherheit auszuge-
ben, allein um Bündnisverpflichtungen
nachzukommen. Ischinger drängt aber vor
allem auch auf mehr Einsatz für eine euro-
päische Sicherheitsarchitektur, die lang-
fristig zu außenpolitischen Mehrheitsent-
scheidungen innerhalb der EU und zum
Aufbau einer europäischen Armee führen
soll, die dann ohne Parlamentsvorbehalt in
Auslandseinsätze geschickt würde. Allein
hier scheint Widerstand im Bundestag pro-
grammiert.

Denn Wolfgang Ischingers Analyse ist
mit linker Friedenspolitik im Kern nicht
vereinbar. Sie deckt sich in weiten Teilen
aber mit den Thesen von Christoph von
Marschall. Der diplomatische Korrespon-
dent der Chefredaktion des Tagesspiegels
hat ebenfalls ein Buch über die Verzagtheit
deutscher Außenpolitik vorgelegt, das im
Ton weniger diplomatisch ist. In „Wir ver-
stehen die Welt nicht mehr“ bezeichnet er
Deutschland als unsicheren Kantonisten
und Trittbrettfahrer. Er schreibt: „Am En-
de werden alle wie wir: demokratisch, frei-
heitsliebend, rechtsstaatlich, sozialstaat-
lich, pazifistisch. Diese Erwartungshal-
tung hat sich als Lebenslüge erwiesen.“

Marschall ist für sein Buch nach Wa-
shington, Brüssel, Paris und Warschau ge-
reist, um aus Gesprächen mit Regierungs-
beratern, Politik-Erklärern aus Think-
tanks und Vertretern von EU und Nato die
Diskrepanz zwischen dem Selbstverständ-
nis der Deutschen als Mustereuropäer und
der Wahrnehmung durch seine Partner zu
dokumentieren. Dabei ergibt sich das Bild
einer Nation, die sich vor allem bei Fragen
der Sicherheit nicht auf die internationale
Verantwortung einlassen kann, die ihr als
viertgrößte Wirtschaftsmacht der Erde zu-

käme. Und die häufig mit zweierlei Maß
misst: Unter deutschem Druck war die Ein-
führung des Euro an einen Stabilitätspakt
geknüpft worden. Doch dann verstieß die
Regierung Schröder mit als erste gegen die
Verschuldungskriterien und verlangte,
dass Sanktionen ausbleiben sollten. Für
Marschall ein „psychologisch gravieren-
der Sündenfall“, der eine Kultur des Rechts-
bruchs in der Euro-Zone mitbedingt habe,
die letztlich zu den Hilfspaketen für Grie-
chenland führte.

Auch die Energiewende und Angela Mer-
kels Flüchtlingspolitik sind für den Journa-
listen Belege dafür, dass Deutschland zu Al-
leingängen, mitunter gar zu moralischem
Größenwahn neigt. Die Bundeskanzlerin
habe sich im September 2015 bei ihrer Ent-
scheidung, in Budapest festsitzende
Flüchtlinge nach Deutschland einreisen zu
lassen, weder mit den europäischen Part-
nern abgestimmt noch die Dublin-Regeln
beachtet. Dass der Europäische Gerichts-
hof das deutsche Selbsteintrittsrecht zur
Durchführung von Asylverfahren später
für rechtmäßig erklärte, unterschlägt Mar-
schall allerdings. Ihm geht es um den politi-
schen Flurschaden. Merkel habe durch ihr
Auftreten Migrationsbewegungen ver-
stärkt und damit Wahlausgänge in Europa

beeinflusst, schreibt er. Nur wolle man das
nicht wahrhaben. In Deutschland werde
stattdessen die fehlende Solidarität osteu-
ropäischer Staaten bei der Umverteilung
von Flüchtlingen angeprangert, obwohl
Merkel in ihrem Werben um eine europäi-
sche Lösung ziemlich allein dasteht.

Marschall konstatiert, dass die deut-
sche Öffentlichkeit wenig Übung darin ha-
be, die Perspektiven ihrer EU-Partner bei
der eigenen Meinungsbildung einzubezie-
hen: Frankreichs Erfahrungen mit perma-
nentem Migrationsdruck aus Nordafrika.
Polens Unbehagen gegenüber einer euro-
päischen Integration, die seine National-
staatlichkeit aushöhlt. Weil Deutschland
aber seine Haltung nicht reflektiere, sei es
in Polen schwierig, das Verhältnis zu sei-
nem westlichen Nachbarn zu entspannen,
bekam der Journalist aus dem Lager der op-
positionellen Bürgerplattform zu hören.

Christoph von Marschall empfiehlt der
deutschen Außenpolitik deshalb zum Ab-
schluss eines pointierten Buchs, das stel-
lenweise nicht ganz nachvollziehbar zwi-
schen der Meinung des Autors und dem
politischen Kalkül seiner Gesprächspart-
ner zu trennen vermag, mehr Wille zu Re-
geltreue und Mut zu unkonventionellem
Denken.

Christoph
von Marschall:
Wir verstehen die Welt
nicht mehr.
Deutschlands Entfrem-
dung von seinen Freun-
den. Herder-Verlag,
Freiburg 2018.
256 Seiten, 22 Euro.
E-Book: 14,99 Euro.

Das Buch mit der Aufforderung „Erinnert
euch an mich“ im Titel gilt einer zu Un-
recht vergessenen Randfigur der russi-
schen Oktoberrevolution: dem ukraini-
schen Bauernführer und Anarchisten Nes-
tor Machno (1888 – 1934). Es entstand aus
der Zusammenarbeit der Deutschland-
funk-Redakteurin Karin Beindorff mit
dem aus der Ukraine stammenden Schau-
spieler und Autor Mark Zak, der heute in
Köln lebt.

Machno ist nicht nur ein Unbekannter,
sondern vor allem ein verfemter und ver-
achteter Verlierer, der für die siegreichen
Bolschewisten nur ein „schizophrener, sa-
distischer Bandit“ war, „der nur am Sau-
fen, Plündern und Judenpogromen Spaß
hatte“, wie es in den sowjetischen Schulbü-
chern hieß. Mark Zak sammelte aus dispa-
raten Quellen Zeugnisse und Berichte, die
das verzerrte Bild des Volkstribuns korri-
gieren, ohne Machno zum Helden zu stili-
sieren. Angesichts der realen Macht- und
Kräfteverhältnisse stellte sich die hypothe-
tisch-kontrafaktische Frage nie, was aus
der Revolution geworden wäre, wenn nicht
Lenin und seine autoritär geführte Partei,
sondern Machnos Volksbewegung in der
Revolution die Oberhand gewonnen hätte.

Die Zeugnisse und Berichte, die Mark
Zak dokumentiert, stammen von Machnos
Großneffen Viktor Janlanskij, seiner ers-
ten Ehefrau Anastassia Wassezkaja, seiner
Nichte Jelisaweta, seiner zweiten Ehefrau
Galina Kusmenko, einigen Mitkämpfern
und Gegnern sowie Machnos eigenen Auf-
zeichnungen aus den Jahren 1898 bis 1904.
Diese vielfältigen Zeugnisse ergeben ein re-
alistisches Bild der komplexen und wider-
sprüchlichen Figur des Revolutionärs.

Geboren am 27. Oktober 1888 als Sohn
eines freien Bauern, der bis 1861 Leibeige-
ner gewesen war in Gulajpole, war Machno
zeitlebens stolz auf seine bäuerliche Ab-
stammung und geprägt von der Erfah-
rung: „Sie waren die Herren und ich ein
Knecht.“ Seine Sensibilität für Ungleich-
heit und Ungerechtigkeit trieb sein politi-
sches Wirken an. Machno schlug sich ab-
wechselnd durch als Landarbeiter, Fabrik-
arbeiter, Malergehilfe und Verkäufer. 1904
kam er in Kontakt mit dem Anarchokom-
munismus, der sich der Gleichheit aller,

der Dorfgemeinschaft und der Staatsfeind-
lichkeit verschrieben hatte. Als Mitglied ei-
ner Laientheatergruppe, die politisch auf-
klärend durch die Dörfer zog, geriet er bald
in Konflikt mit der zaristischen Polizei. Die
Zeit vor der Revolution von 1905 war ge-
prägt von Hungersnöten und lokalen
Bauernrevolten. Das Regime antwortete
darauf mit den Reformen unter Regie-
rungschef Stolypin (1906 bis 1911). 1906
gründet der Anarchist Woldemar Antoni
den „Bund armer Bauern“, der sich Geld
mit Revolvern, Dynamit und Expropriatio-
nen beschaffte. Darauf antworteten die
Gutsbesitzer mit dem „Bund der wahren
russischen Menschen“, der sich zum Anti-
semitismus („Schlagt die Juden! Rettet
Russland!“) bekannte.

Nach Machnos eigener Darstellung plä-
dierte er immer dafür, „politische Attenta-
te“ mit „propagandistischer Arbeit in Lehr-
zirkeln“ zu verbinden, was allerdings bru-
tale Rache nicht ausschloss. Im März 1910
wurde er zum Tode verurteilt, aber nach
kurzer Zeit zu lebenslanger Zwangsarbeit
begnadigt. Die Zeit im Gefängnis und im
Zwangsarbeitslager wurde für Machno wie
für viele Häftlinge zur Schule im Kontakt
mit gebildeten Sozialrevolutionären, Sozi-
aldemokraten und Anarchisten.

Im Unterschied zu vielen russischen
und ukrainischen Sozialdemokraten trat
Machno nie für die Idee eines unabhängi-
gen ukrainischen Staates ein, auch als das
„patriotische Fieber“ (Pjotr Arschinow)
1917, als Lenin die Parole „nationale Selbst-
bestimmung“ ausgab, um sich griff. Mach-
no wollte „das Leben des Dorfes in die
eigenen Hände nehmen“ und nicht einem
Nationalstaat überlassen. Diese Position
machte ihn zum Gegner der bolschewisti-
schen Revolutionsregierung im russisch-
ukrainischen Krieg, der von 1917 bis 1922
dauerte und in dem es der Roten Armee
erst 1921 gelang, Machnos Partisanen zu
besiegen.

Für die Pogrome gegen Juden mit
30 000 Toten waren freilich nicht diese ver-
antwortlich, wie die bolschewistische Pro-
paganda behauptete, sondern die Armee
der ukrainischen Volksarmee unter dem
Diktator („Hetman“) Symon Petljura
(1879 – 1926), der nach der endgültigen Nie-
derlage gegen die sowjetischen Truppen
wie Machno nach Paris ins Exil fliehen
musste.

Hier fristete Machno bis zum 25. Ju-
li 1934 das harte Leben eines verarmten
Flüchtlings, der nur dank der Lebensklug-
heit seiner zweiten Frau überlebte. Mach-
no und seine Volksbewegung teilten das
Schicksal von Verlierern in der Geschichte.
Sie wurden vergessen. Das Buch von Mark
Zak steuert dem entgegen.
 rudolf walther

Wolfgang Ischinger:
Welt in Gefahr. Deutsch-
land und Europa in
unsicheren Zeiten.
Econ-Verlag, Berlin 2018.
304 Seiten, 24 Euro.
E-Book: 22,99 Euro.

Kein Zufall, dass sich Thomas Kerstan
überschwänglich für die „engagierte, sach-
kundige und streitlustige“ Arbeit seiner
Lektorin bedankt. Die Frau muss ganz
schön gelitten haben. Auf gut 200 Seiten
exemplifiziert der langjährige Zeit-Redak-
teur „Was unsere Kinder wissen müssen“.
Dabei bleiben die Herren unter sich. Genau
acht von hundert Positionen in Kerstans
„Kanon für das 21. Jahrhundert“ sind weib-
lich besetzt. Das nennt man eine patriar-
chale Veranstaltung comme il faut und ei-
ne vertane Chance. Das verzopfte Konzept
beruht auf der Annahme, dass die „stilprä-
genden, typischen, populären Werke der
Vergangenheit vorwiegend von Männern
stammen“. Ob diese Einschätzung etwas
mit Wahrnehmungsmustern zu tun hat, in-
teressiert Kerstan nicht. Klar aber ist:
Wenn James Joyce zu den Top 100 zählt,
darf Virginia Woolf nicht fehlen; Hilary
Mantels historistische Erzählkunst kann
es durchaus mit Stefan Zweigs Biografistik
aufnehmen; und ob Chuck Berry wirklich
bedeutender war als Ella Fitzgerald, dar-
über lässt sich trefflich streiten.

Selbst die Auswahl aus dem männlichen
Werkkosmos, die auch bei den Lesern der
Zeit eine erregte Debatte auslöste, wirkt
recht beliebig. Bahnbrechende Filme wie
Stanley Kubricks „2001 – Odyssee im Welt-
all“ oder „Blade Runner“ werden zuguns-
ten gehobener Unterhaltungserzeugnisse
wie Oliver Stones „Wall Street“ unterschla-
gen. Zudem klaffen in der Gesamtarchitek-
tur erstaunliche Lücken. Keine Spur von
Baukunst, Tanz oder Mode – muss man
über Palladio, Ballett und Coco Chanel im
21. Jahrhunderts so gar nichts wissen?

Immerhin gliedert der Autor seine Hitlis-
te angenehm übersichtlich in ästhetische,
sprachliche, historische und mathema-
tisch-naturwissenschaftliche Kategorien
und stellt die Werke bündig vor. Aber da er
nun mal digital sozialisierte Millennials
für analoges Wissen begeistern will, hät-
ten mehr Pfiff und weniger Paternalismus
nicht geschadet.  dorion weickmann

Thomas Kerstan: Was unsere Kinder wissen müs-
sen. Ein Kanon für das 21. Jahrhundert. Edition Kör-
ber, Hamburg 2018. 256 Seiten, 20 Euro.

Der Rechtsstaat steht vor dem Kollaps,
schreibt der Dessauer Richter Patrick Bu-
row. Es gebe zu wenige Richter und Staats-
anwälte, und diese ersticken unter Akten-
bergen. Nicht nur Nachbarschaftsstreitig-
keiten seien nahezu unlösbar, seit es mas-
senhaft Rechtsschutzversicherungen gibt.
Auch Einsprüche gegen jeden Bescheid
von Ämtern, sei es bei der Geschwindig-
keitskontrolle, im Baurecht, im Asylbe-
reich türmen sich. Bei den Strafverfahren
sieht man zu, dass man sie irgendwie abbü-
geln kann, und wenn Schwierigkeiten auf-
treten, werden sie per Deal beendet. „Bei
mir bekommen Sie ein Urteil, keine Gerech-
tigkeit“, soll mancher Richter oder manche
Richterin als etwas zynisches Arbeitsmot-
to ausgeben.

Die gedruckte und die Netzöffentlich-
keit empören sich über „Kuscheljustiz“,
die Angeklagte wie Menschen behandelt,
statt im Namen der Opfer kurz und
schmerzlos harte Strafen auszusprechen.
Opfer spielen die Zeugenrolle. Entschei-
dend ist, dass das Verfahren vorankommt,
sonst drohen Verstöße gegen das Beschleu-
nigungsgebot mit der Folge von Schwerver-
brecher-Entlassungen aus der U-Haft.
Schließlich ist die Formel „Im Namen des
Volkes“ wertlos. Urteile werden eigentlich
im Namen der höchsten Gerichte gespro-
chen. Deren Entscheidungen bilden den
Rechtsmaßstab.

Mit seiner Einschätzung steht der Autor
nicht allein. Er begründet sie mit der Schil-
derung des Alltags von Richtern und Staats-
anwälten. Ein Hauptgrund dafür liegt
Burows Ansicht nach in der Regelung der
Fallerledigungen, die die Justiz sich von ei-
ner Beratungsfirma, die nichts von Gerech-
tigkeit, aber viel von Effizienz versteht, für
viel Geld aufschwatzen ließ. Die heißt
Pebb§y (Personalbedarfsberechnungssys-
tem) und gibt Bearbeitungszeiten für Fälle
vor. Da soll ein Staatsanwalt in 50 Minuten
die Anklage für einen Fall fahrlässiger Tö-
tung fertig haben, eine Jugendstrafsache
soll in 137 Minuten beim Jugendrichter
durch sein, ein Strafverfahren kann 157 Mi-
nuten in Anspruch nehmen. Die Verspä-
tung eines Zeugen bringt da schon den
Fahrplan durcheinander. Dicke Akten le-

sen ist kaum möglich, Recherche in den
Urteilen der höheren Instanzen schon gar
nicht. Die Urteilsbegründung muss
schnellstens runtergeschrieben werden.
Wenn das eine Verfahren länger dauert,
muss die Zeit beim anderen abgeknabbert
werden. Sonst sind weitere Vorgaben nicht

zu schaffen wie: Altfälle vom Vorgänger ab-
bauen oder fünfzig neue Verfahren pro Mo-
nat erledigen. Justiz soll wie ein Automat
arbeiten, die fertig geschriebenen Urteile
nach vorgegebener Minutenzahl auswer-
fen. Bei Quotennichterfüllung drohen Ab-
mahnungen oder gar die Entlassung.

Das alles führt beispielsweise dazu,
dass ein Staatsanwalt auf Probe schnell
lernt, eindeutige Fälle wegen der Quote
rasch zu bearbeiten und kompliziert er-
scheinende irgendwie wegzumauscheln.

So kommen geständige Ladendiebe
schnell zur Anklage, ein Tötungsdelikt
oder gefährliche Körperverletzung kann
vielleicht „herunter- oder hochdefiniert“
werden, was aber ausführliche Begründun-
gen und Recherchen benötigt.

Der Richter mit einer miserablen Com-
puter-Infrastruktur und weggesparten
Hilfspersonen (Wachtmeister, Geschäfts-
stellen, ProtokollantInnen) trifft im Verfah-
ren nicht nur auf Angeklagte und Zeugen,
sondern besonders auf deren Anwälte. Vie-
le sind Spezialisten auf einem Rechtsge-
biet, sind mit den Insignien der Netzwelt
„bewaffnet“, können einschlägige Urteile
im Internet sekundenschnell finden und
in die Verhandlung einbringen. Sie verlän-
gern Verfahren durch spitzfindige Anträge
und zwingen die Gerichte geradezu zu ei-
nem Deal, in dem dann wieder eine Bewäh-
rung am Ende steht. Bewährung aber ist
nach Burows Erfahrung im Gefühl der An-
geklagten wie ein Freispruch.

Die immer wieder öffentlich geforderte
Härte trifft vor allem Verkehrssünder. Sie

sind leicht zu fassen und bringen Geld. Bu-
row befördert den allgemein gehegten Ver-
dacht, Verkehrssicherheit sei nicht das Ziel
der vielen Blitzgeräte. Das liest man natür-
lich gerne und denkt nicht daran, wie bit-
ter dieser Befund für den „Rechtsstaat“ ist.

Es ist schon interessant zu sehen, wie Pa-
trick Burow politische, fiskalische und or-
ganisatorische Defizite mit dem „Volks-
empfinden“ ein wenig pauschal zu einem
Kassandraruf zusammenmischt und ver-
dichtet. Da man das Buch ohne juristische
Bildung lesen kann, könnte es sogar auf
großes Interesse stoßen. Wie das Ganze
dann aber in der Politik ankommen und
sich durchsetzen soll, erschließen mir die
Rettungsvorschläge des Autors nicht. Er
fordert mehr Personal, Fachleute für IT,
Entlastung von Bagatellen (z. B. Ladendieb-
stahl oder Scheidungen), Konzentration
auf Strafprozesse und flexible Geschäfts-
verteilung und vor allem keine stetige Flut
neuer Gesetze, bevor die gerade erlasse-
nen noch angewendet werden können.

Das sind Forderungen an ganz verschie-
dene Stellen, die das System Rechtsstaat
betreffen, aber auch die Organisation der
Justiz, die Finanzen oder sogar das bürger-
liche Selbstverständnis. Im Hauruck kann
das nicht passieren. Die Gesellschaft fühlt
sich mit Migration überfordert und hat für
existenzielle Themen keine Zeit. Die Hoff-
nung, dass die Gesellschaft sich um ihr
Rechtssystem kümmern könnte, wäre et-
was weit hergeholt.

Eine Lösungsmöglichkeit hat der Autor
gar nicht im Gesichtsfeld: Die massive Aus-
weitung des Täter-Opfer-Ausgleichs nach
§46a Strafgesetzbuch könnte Gerichte und
Staatsanwaltschaften erheblich entlasten
und wäre auch noch hilfreich für Opfer, Tä-
ter und uns alle.  martin hagenmaier

Patrick Burow: Justiz am Abgrund. Ein Richter
klagt an. Verlag Langen-Müller, Stuttgart 2018.
208 Seiten, 22 Euro. E-Book: 16,99 Euro.

Martin Hagenmaier ist Theologe und Kriminologe.
Er arbeitet heute als Mediator in Strafsachen. Ver-
öffentlichung u. a.: Betrüger – Mörder – Diebe.
Straftäter und Gesellschaft (TBT Verlag).

Guerillero
der Bauern

Mark Zaks Biografie über
den Anarchisten Nestor Machno

Ein eigenständiger
ukrainischer Staat
interessierte Machno nie

Nicht immer
nur rumstehen

Wolfgang Ischinger und Christoph von Marschall
beklagen die Verzagtheit deutscher Außenpolitik

Mark Zak:
Erinnert Euch an mich.
Über Nestor Machno.
Mit einem Nachwort von
Bini Adamczak.
Edition Nautilus, Hamburg
2018. 182 Seiten, 18 Euro.
E-Book: 14,99 Euro.

Geständige Ladendiebe
werden schnell angeklagt – weil
man so die Quote leicht erfüllt

Alibifrauen
Thomas Kerstans Bildungskanon

Der Urteils-Automat
Richter Patrick Burow beklagt die Überlastung der Justiz, doch seine Reformideen überzeugen kaum

Die Zeit der Zurückhaltung
müsse nun vorbei sein, sagt der
Leiter der Sicherheitskonferenz
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Ganz weit weg vom
Zwei-Prozent-Ziel:

deutsches Nato-Bataillon
in Rukla, Litauen.
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Urteil ja, Gerechtigkeit nein. Will der Richter nicht unter Aktenbergen ersticken, han-
delt er mit findigen Anwälten einen schönen Deal aus.   FOTO: JENS KALAENE / DPA
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